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D eutschland
wird auf ewig
Verantwor-

tung dafür tragen,
dass die Erinnerung
an die Ermordung
von sechs Millionen
Juden im Nationalso-
zialismus und die
Lehren aus der Shoah aufrecht-
erhalten und das Existenzrecht
Israels verteidigt werden. Es ist
das, was als deutsche Staatsrä-
son ins kollektive deutsche Be-
wusstsein eingegangen ist.
Nichts davon ist verhandelbar.
Es wirkt auch bald 78 Jahre nach
dem Zweiten Weltkrieg immer
nochwieeinWunder, dass Juden
Deutschland sich jemals wieder
die Hand gereicht haben.
Aber wer diese unvergleichli-

che Freundschaft im Jahr 2023
ernst nimmt, muss das tun, was
echte Freunde auf Augenhöhe
ausmacht: Offen aussprechen,
was beim anderen gerade gehö-
rig schiefläuft. Unabhängig von
der Geschichte, im deutschen
Fall unabhängig von der histori-
schen eigenen Schuld.

In Israel ist unter der rechts-
religiösen Regierung vonMinis-
terpräsident Benjamin Netanja-
hu nichts Geringeres als die De-
mokratie in Gefahr. Bundes-
kanzler Olaf Scholz muss das in
seinem Gespräch mit ihm offen
und öffentlich ansprechen. Er
muss sich in Bezug auf den Kon-
flikt inNahostaberbesserwapp-
nen, als er es beim Besuch von
Palästinenserpräsident Mah-
mudAbbas imAugust getanhat-
te.Damalshaternichtgleichge-

schaltet, als Abbas
während der gemein-
samen Pressekonfe-
renz im Kanzleramt
Israel einen vielfa-
chen Holocaust an
den Palästinensern
vorwarf. Scholz hatte
Mühe, imNachhinein

Abbas’ Relativierung desmillio-
nenfachendeutschenMordesan
den Judenalsunentschuldbar zu
kritisieren.
Israels Vertrauen in Deutsch-

land hat das nicht erschüttert,
aber es gab Irritationen. Jetzt
muss Scholz den protestieren-
denBürgerinnenundBürgern in
dem Land das Signal senden,
dass er an ihrer Seite steht und
die Umtriebe der Regierung von
Netanjahu kritisiert. Deren ge-
plante Justizreform bricht mit
demokratischen Grundsätzen.
Nicht sein Korruptionsverfah-
ren könnte Netanjahu demnach
das Amt kosten, sondern ledig-
lich noch gesundheitlicheGrün-
de. Und Entscheidungen des
Obersten Gerichts könnten mit
einfacher Mehrheit des Parla-
ments aufgehoben werden. Das
ist nicht demokratisch. Das ist
autokratisch. Und durch den
Ausbau des jüdischen Sied-
lungsbaus wird noch etwas zer-
stört, worauf Deutschland lange
gesetzt hat: Eine Zwei-Staaten-
Lösungmit den Palästinensern.
Zur deutschen Staatsräson

gehört, für das Existenzrecht Is-
raels einzutreten. Allein die Be-
drohung durch den Iran gilt es
auchvonBerlinmitallerKraftzu
begrenzen. Aber Israel muss da-
für sorgen, dass die Grundlage
gemeinsamer demokratischer
Werteerhaltenbleibt.EinMinis-
terpräsident, der selbstherrlich
trotz staatlich geprüfter Verfeh-
lungen im Amt bleiben kann –
und sich dafür erpressbar von
der eigenen Koalition macht –
gehört nicht dazu. Das darf man
– das muss man – unter Freun-
den sagen können.

” Die geplante
Justizreform
bricht mit
demokratischen
Grundsätzen

D ie Zahl der
Flüchtlinge in
NRW nimmt

weiter zu. Zuflucht
suchen nicht nur
Menschen aus der
Ukraine, vermehrt
kommen sie aus
Drittländern wie Sy-
rien, dem Irak und Afghanistan.
Längst stoßen viele Kommunen
bei den Unterbringungskapazi-
täten wieder an ihre Grenzen.
Bei der Konferenz der Minis-

terpräsidenten in Berlin steht
die Flüchtlingspolitik jetzt er-
neutaufderAgenda.Obwohlder
Streit über die Finanzierung der
Migrationskosten seit 2016 ein
Dauerbrenner ist, sind viele Fra-
gen noch ungeklärt.
Völlig unverständlich ist zum

Beispiel,warumdenKommunen
keine Vorhaltekosten ersetzt
werden. Sie bekommen Erstat-
tungen erst dann, wenn ein Bett
tatsächlichbelegt ist.Dasmacht
aber eine vorausschauende Pla-

nung unmöglich.
Aber gerade auf die
kommt es an, wenn
manfragwürdigePro-
visorien verhindern
will.
Schon jetzt müss-

ten sich die Städte
und Gemeinden auf

den nächsten Winter vorberei-
ten und leerstehende Kasernen
sowie andere verwaiste Liegen-
schaften für die Flüchtlingsun-
terbringung herrichten. Auch
Container und Fertigbauten
könnten die Not lindern. Das
geht aber nur, wenn der Bund
endlich seiner Verantwortung
nachkommt, eine auskömmli-
che Finanzierung der Kosten zu
ermöglichen.
Jedes weitere Hinauszögern

einer dauerhafte Lösung hätte
fatale Folgen. Die Belegung von
TurnhallenistGiftfürdieAkzep-
tanz der Geflüchteten – und
spielt denen in die Hände, die
den Fremdenhass schüren.

D er CO2 -Ausstoß in
Deutschland ist im ver-
gangenen Jahr leicht ge-

sunken. Das ist eine gute Nach-
richt und auch erstaunlich – zu-
mindest wenn man bedenkt,
dass effiziente Gasturbinen in-
folge des Kriegs vom Netz ge-
nommen worden und durch alte
Stein- und Braunkohlekraftwer-
ke ersetzt worden sind.
Für Jubel ist es dennoch zu

früh. Erstens werden sich die
AuswirkungenderhöherenPrei-
se und fehlenden Liefermengen
beimGas erst in diesem Jahr zei-
gen. Zweitens haben viele Men-
schen Energie und somit auch
CO2eingespart.Unddrittensgibt
es noch die Sorgenkinder in Ge-
stalt jener Sektoren, die ihreKli-
maziele erneut verfehlen.
Vor allem der Gebäudesektor

und der Verkehr hinken hinter-
her. Das ist kein Zufall, denn ge-
rade in diesen Sektoren tut sich
die Politik besonders schwer,
Klimaschutz per Gesetz zu ver-
ordnen. Energiekonzerne sind
staatliche Eingriffe in denMarkt
gewohnt, auch die Industrie hat
sich daran gewöhnt, dass die Po-
litik den Rahmen vorgibt. Beim
Verkehr und den Gebäuden hin-
gegenmüsste sichdieBundesre-
gierung mit ihren eigenenWäh-
lerinnen und Wählern anlegen,
wenn sie beim Klimaschutz vor-
ankommen will. Dass sie das in
letzter Konsequenz scheut, ist
zwar nachvollziehbar, aber eben
auch ein wenig feige.
Die Augen vor der Realität zu

verschließen,wird amEnde nie-
mandem helfen. Früher oder
später muss die Politik den Kon-
flikt mit den Bürgerinnen und
Bürgern führen. Oder sie muss
einräumen ein, dass die Klima-
ziele so nicht zu erreichen sind.
Konfliktfrei allerdings wäre
auch das nicht.
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Herr Grünewald, Sie waren auf
Schloss Meseberg eingeladen,
um mit dem Kabinett über das
Thema „Zeitenwende und Zu-
versicht“ zu diskutieren. Wel-
che aktuellen Erkenntnisse
konnten Sie beisteuern?
DieZeitenwendehatindenKöpfen
derMenschennochgarnicht statt-
gefunden. Es gabweder einePhase
des Trauerns um das Vergangene
noch eine visionäre Ausrichtung
auf eine neue Zeit. Wir sind also,
psychologisch betrachtet, in einer
Nachspielzeit. Wir nehmen in un-
seren Studien eine starke Gegen-
wartsorientierung wahr. Die Menschen hoffen,
dass ihr gewohntesLebennocheineZeit lang so
weitergeht. Und anstelle des visionären Blicks
nach vorn geht der Blick lieber in denRückspie-
gel. Stichwort: Retrotrend.

Aber dass sich das Leben ändert, ist doch
längst allenthalben spürbar.
Und die Regierung versucht, die Folgen abzu-
mildern, ja. Der Doppelwumms ist sozusagen
der Gegenzauber zur Zeitenwende. Trotzdem
sind die Menschen angesichts der dichten Ab-
folge von Krisen in einem Resignationsmodus.
Sie fühlen sich ohnmächtig und ausgeliefert,
das Vertrauen in die Politik und den Standort
Deutschlanderodiert,dieGereiztheitnimmtzu.
DasLeben fühlt sichanwie russischesRoulette:
Bislang ist es mit der Krisen-Pistole an der
Schläfe noch bei jedem Abdrücken gut gegan-
gen. Aber damit wächst die Angst, beim nächs-
tenMal ist die Patrone in der Trommel, und das
Spiel ist aus.

Und dann?
In der Konsequenz nehmen die Menschen ihre
großen Wünsche an das Leben zurück und ge-
ben sich schon damit zufrieden, wenn es – frei
nach Karl Lauterbach – einen milden Verlauf
nimmt.

DasklingtallesnacheinemStimmungskiller
für die Runde im Schloss.
Über die Reaktionen darf ich nichts sagen.

Okay. Dann „ganz allgemein“ gefragt: Was
haben Sie nach der von Ihnen geschilderten
Diagnose als Therapievorschlag anzubie-
ten?
Zuversicht braucht im Wesentlichen dreierlei.
Zuallererst – und das steckt schon im Wort
selbst–eineSicht,eineZielperspektive.Ineiner
rundumsokompliziertenLagewiegegenwärtig
sollte die Politik wenigstens ein paar kleine
Etappenziele bestimmen, wenn sie schon den
großenMasterplan scheut, weil der womöglich
nicht aufgeht.

Welche Ziele könnten das sein?
In der Energiekrise zumBeispiel ist dasmit den
Einsparzielenschonganzgutgelungen,weildie
Einzelnen das Gefühl hatten, sie können durch
persönliches Verhalten ihren Beitrag leisten.
Diese Art bürgerlicher Selbstermächtigung ist
übrigens auch ein zweiter entscheidender Fak-

tor für Zuversicht: Die Menschen
wollen einbezogen sein, wollen in
der Krise die eigene Handlungsfä-
higkeit erleben. Das hätte die Re-
gierung ganz anders würdigen
müssen.

Das hat sie aber nicht?
Könnten Sie sagen, warum wir ei-
nigermaßen glimpflich durch den
Winter gekommen sind?Waren es
die LNG-Terminals? Der individu-
elle Verzicht? Oder doch nur die
mildenTemperaturen?Das hat die
Regierung zu sehr im Unbestimm-
ten und Abstrakten gelassen.

Wenn der Staat so die Probleme einfach nur
wegzumoderierenversucht, schwächterdas in-
dividuelle Selbstvertrauen. Dieser Mangel an
Selbstvertrauen wird dann als Misstrauen ge-
genüberderPolitikzurückprojiziert–undimEr-
gebnis wächst die Unzufriedenheit.

„Abstraktes Wegmoderieren.“ Meinen Sie
damit auch die Riesensummen, die die Re-
gierung zur Dämpfung der Krisenfolgen be-
reitstellt?
Nein. Eswäre ja fatal, wennder Staat die gewal-
tigen, teils existenzbedrohlichen Belastungen
einfach hinnähme. Die Politik hat hier eine fast
elterlicheVerantwortung:SiemussdasGesamt-
gefüge sichern, sowieElterndas für ihreKinder
inderFamilie tun.Aberdasbedeutetnicht, dass
die Kinder nicht beim Abtrocknen oder beim
Aufräumenhelfen.AufdieSituationderGesell-
schaftübertragen:WirhöreninunserenTiefen-
interview sehr oft die Verwunderung von Bes-
sersituierten, dass auch sie von der Gaspreis-
bremse profitieren „Eigentlich Blödsinn. Ich
könnte das doch stemmen“, sagen sie. Auch da-
raus spricht die Sehnsucht, einen Beitrag zur
Krisenbewältigungzu leisten.DieKunstdesRe-
gierens besteht also darin, die Belastungen so-
zialverträglich abzufedern und gleichzeitig Ei-
geninitiative und Solidarität anzuregen.

Allerdings dürften Selbstwirksamkeit und
Eigeninitiative etwa beim russischen An-
griffskriegmitseinenFolgenschwerlichum-
zusetzen sein. Auf das Kriegsgeschehen ha-
ben die Menschen hier in Deutschland kei-
nen Einfluss.
Im Gegenteil. Psychologisch gesehen, ist die
Gestaltungsmachtgeradehierenorm.Ausdruck
dessen sind die große Spendenbereitschaft, die
Aufnahme von Geflüchteten, die Solidaritäts-
demonstrationen.

Sie sprachen von drei Generatoren für Zu-
versicht.Was ist der dritte?
DasWir-Gefühl, derEindruckvonGeschlossen-
heit. Das fängt bei der Regierung an. EinGefühl
von Uneinigkeit zwischen den Koalitionspart-
nern und ihren Ministern lässt einen kakopho-
nen Schwebezustand aufkommen, der die
Dringlichkeit der Krise relativiert und wieder-
umVertrauen kostet.
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